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Antrag
der Abg. Dr. Katrin Merkel und Dr. Michael Preusch u. a. CDU

und

Stellungnahme

des Ministeriums des Inneren, fiir Digitalisierung und Europa

Verkehrssicherheit schiitzen — Aufklirung und Privention zu
Cannabis im Straflenverkehr stirken

Antrag

Der Landtag wolle beschlief3en,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie sie den vom Innenministerium festgestellten Anstieg auf knapp 7 000 Can-
nabisfahrten sowie 488 Verkehrsunfille unter Cannabiseinfluss im Zeitraum
April 2025 bis Mérz 2026 bewertet;

2. in welchen Referenzlaboren in Baden-Wiirttemberg die Blutanalysen bei Ver-
dacht auf Fahren unter Cannabiseinfluss durchgefiihrt werden;

3. wie sich seit Inkrafttreten der Cannabis-Teillegalisierung im Zeitraum April
2024 bis Mérz 2026 die im Blutserum gemessenen THC-Konzentrationen ent-
wickelt haben;

4. ob sie die Auffassung teilt, dass die Teillegalisierung von Cannabis bei Teilen
der Bevolkerung zu einem Missverstindnis hinsichtlich der Fahrtauglichkeit
geflihrt hat;

5. welche Daten zu Fiihrerscheinentziigen und angeordneten medizinisch-psy-
chologischen Untersuchungen (MPU) im Zusammenhang mit Cannabisfahrten
vorliegen bzw. ob und wie diese Daten landesweit erfasst werden;

6. ob sie bereit ist, gemeinsam mit den zustdndigen Fiihrerscheinstellen der Land-
ratsdmter und Stadtkreise eine einheitliche Datenbasis zu Fiihrerscheinentzii-
gen und MPU-Anordnungen infolge von Cannabisfahrten zu schaffen;

7. welche Mafinahmen sie bislang ergriffen hat, um die Bevolkerung iiber die
geltenden Regelungen und Grenzwerte fiir das Fahren unter Cannabiseinfluss
aufzukliren;
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8. ob sie die Auffassung teilt, dass eine gezielte landesweite Praventionskampagne
zum Thema Cannabis im Straf3enverkehr sinnvoll wére;

9. welche Moglichkeiten sie sieht, Fahrschulen stirker in die Aufkldrung iiber
die Gefahren und rechtlichen Konsequenzen des Fahrens unter Cannabisein-
fluss einzubeziehen;

10. wie das Thema Cannabis im Stralenverkehr derzeit in der schulischen Sucht-
pravention verankert ist und ob sie Handlungsbedarf fiir eine stirkere Veran-
kerung sieht;

11. welche weiteren Maflnahmen sie plant, um dem Anstieg von Cannabisfahrten
und damit verbundenen Verkehrsunfillen entgegenzuwirken.

13.8.2026

Dr. Merkel, Dr. Preusch, Dr. Breitkreuz, Biickner,
Gehring, Huber, Steinat, Teufel CDU

Begriindung

Seit der Teillegalisierung von Cannabis durch die frilhere Bundesregierung im
April 2024 verzeichnet Baden-Wiirttemberg einen deutlichen Anstieg von Fahrten
unter Cannabiseinfluss. Aktuelle Zahlen des Innenministeriums Baden-Wiirttem-
berg (Stand: Juli 2026) zeigen: Die Zahl der bei Verkehrskontrollen festgestellten
Cannabisfahrten stieg von knapp 6 900 Féllen (April 2024 bis Mirz 2025) auf fast
7 000 Félle im Folgejahr. Die Zahl der Verkehrsunfélle unter Cannabiseinfluss er-
héhte sich im selben Zeitraum von 450 auf 488.

Diese Entwicklung legt nahe, dass bei einem Teil der Bevolkerung ein Missver-
stindnis bestehen konnte: Legalisierung wird moglicherweise auch im Straf3en-
verkehr mit Ungefdhrlichkeit gleichgesetzt.

Um ein vollstidndiges Bild der Lage zu erhalten, ist es sinnvoll, neben den Polizei-
daten auch die Entwicklung bei Fiihrerscheinentziigen und MPU-Anordnungen
zu erfassen, die bislang dezentral bei den Fiihrerscheinstellen vorliegen. Gezielte
Prévention, insbesondere fiir junge Menschen, ist das wirksamste Instrument, um
dieser Entwicklung entgegenzuwirken.
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Stellungnahme

Mit Schreiben vom 14. September 2026 Nr. IM3-0141.5-692/25 nimmt das Mi-
nisterium des Inneren, fiir Digitalisierung und Europa im Einvernehmen mit dem
Ministerium fiir Kultus und dem Ministerium fiir Verkehr zu dem Antrag wie

folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschliefsen,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie sie den vom Innenministerium festgestellten Anstieg auf knapp 7 000 Can-
nabisfahrten sowie 488 Verkehrsunfille unter Cannabiseinfluss im Zeitraum

April 2025 bis Mdrz 2026 bewertet;

4. ob sie die Auffassung teilt, dass die Teillegalisierung von Cannabis bei Teilen
der Bevélkerung zu einem Missverstindnis hinsichtlich der Fahrtauglichkeit

gefiihrt hat;

Zu den Ziffern 1 und 4 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-

lung genommen.

Im Zeitraum April 2023 bis Mérz 2024 war ein Riickgang der folgenlosen Fahr-
ten gem. §§ 24a, 24c StVG und 316 StGB unter dem Einfluss von Cannabis um

-2,2 Prozent festzustellen.

Von April 2024 (Zeitpunkt der Teillegalisierung von Cannabis) bis Marz 2025
war trotz der Anhebung des Grenzwertes der verbotswidrigen Cannabisbeeinflus-
sung fiir Personen, die ein Kraftfahrzeug fiihren, auf 3,5 ng/ml THC im Blut-

serum! ein Anstieg von 11 Prozent zu erkennen.

Im aktuellen Zeitraum April 2025 bis Mérz 2026 waren 6 978 folgenlose Fahrten
unter dem Einfluss von Cannabis zu verzeichnen. Dies stellt einen weiteren An-

stieg von 1,2 Prozent und somit nach wie vor eine negative Tendenz dar.

Zeitriume Rechtsfolgen folgenloser
April-Miirz Cannabisfahrten
2022-2023 6 346
2023-2024 6208
2024-2025 6 893
2025-2026 6978

Prozentuale
Verinderung

-2,2%
11,0 %
1,2%

Stand 25. August 2026

Polizeilich registrierte Verkehrsunfille unter Cannabiseinfluss werden erst seit
dem Jahr 2024 gesondert statistisch erhoben. Aufgrund dessen unterliegen die
Zahlen, beziiglich der Entwicklung von cannabisbedingten Verkehrsunfillen nach
der Teillegalisierung von Cannabis, noch deutlichen Schwankungen und variieren
je nach Zeitpunkt der Auswertung.

! Die Anhebung erfolgte zum 1. August 2024.
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Von April 2025 bis Mérz 2026 sind gegenwértig 508 Verkehrsunfille unter Can-
nabiseinfluss und somit ein Anstieg um 12,9 Prozent zum Vergleichszeitraum zu

verzeichnen.
Zeitriume Verkehrsunfille aufgrund Prozentuale
April-Mirz einer Cannabisbeeinflussung Verinderung
2024-2025 450
2025-2026 508 12,9 %

Stand 25. August 2026

In der Gesamtschau ist festzuhalten, dass die fehlende Verkehrstiichtigkeit eine
der Hauptunfallursachen bei todlichen Verkehrsunfillen darstellt. Jede Beein-
trachtigung der Reaktionsfahigkeit kann ein erhebliches Risiko fiir die betroffene
Person sowie fiir andere Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer dar-
stellen und zu verheerenden Folgen fithren. Ein Anstieg von Verkehrsunfillen
sowie Fahrten unter Cannabiseinfluss steht daher in klarem Widerspruch zu den
Zielen in der Verkehrssicherheit.

Die Teillegalisierung von Cannabis zusammen mit der Erhdhung des Grenzwertes
der verbotswidrigen Cannabisbeeinflussung fiir Personen, die ein Kraftfahrzeug
fithren, sind verhingnisvolle Signale fiir das Ziel der Vision Zero — keine Todes-
opfer oder Schwerverletzte im Stralenverkehr.

2. in welchen Referenzlaboren in Baden-Wiirttemberg die Blutanalyse bei Ver-
dacht auf Fahren unter Cannabiseinfluss durchgefiihrt werden;

3. wie sich seit Inkrafitreten der Cannabis-Teillegalisierung im Zeitraum April
2024 bis Mdirz 2026 die im Blutserum gemessen THC-Konzentrationen ent-
wickelt haben;

Zu den Ziffern 2 und 3 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

In Baden-Wiirttemberg werden die polizeilich entnommenen Blutproben von un-
terschiedlichen Laboren untersucht. Derzeit sind folgende Labore beauftragt:

— MVZ Labor Krone eGbR in Bad Salzuflen;
— MVZ Dr. Stein und Kollegen GbR in Ménchengladbach;

Universitéitsklinikum Heidelberg, Institut fiir Rechts- und Verkehrsmedizin;

Universitatsklinikum Ulm AR, Institut fiir Rechtsmedizin.

Die Ergebnisse der jeweiligen Analyse werden an die auftraggebenden Dienststel-
len tibermittelt. Dabei erfolgt keine statistische Erhebung der genauen Konzentra-
tionshohen der jeweiligen Stoffe. Somit sind keine faktenbasierten Aussagen zur
Entwicklung der gemessenen THC-Konzentration im Blutserum seit der Canna-
bis-Teillegalisierung moglich.

5. welche Daten zu Fiihrerscheinentziigen und angeordneten medizinisch-psycho-
logischen Untersuchungen (MPU) im Zusammenhang mit Cannabisfahrten vor-
liegen bzw. ob und wie diesen Daten landesweit erfasst werden;

0. ob sie bereit ist, gemeinsam mit den zustindigen Fiihrerscheinstellen der Land-
ratsdmter und Stadtkreise eine einheitlich Datenbasis zu Fiihrerscheinentziigen
und MPU-Anordnungen infolge von Cannabisfahrten zu schaffen;

Zu den Ziffern 5 und 6 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.
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Fiir Baden-Wiirttemberg besteht keine spezielle Datenerhebung oder Statistik im
Hinblick auf Mafnahmen nach einer verbotswidrigen Verkehrsteilnahme unter
dem Einfluss von Cannabis. Eine gesonderte Datenerhebung wire bei den Behor-
den mit zusdtzlichem Aufwand verbunden. Dem stiinde bei einer nur auf Baden-
Wiirttemberg bezogenen Datengrundlage aufgrund fehlender Vergleichswerte
zu anderen Landern kein nutzbarer Erkenntnisgewinn gegeniiber. Denkbar wére
aus Sicht des Ministeriums fiir Verkehr, dass bereits bestechende Datenbanken
erweitert werden. Beispielsweise erfasst die Bundesanstalt flir Stra3en- und Ver-
kehrswesen Daten zu den durchgefiihrten Fahreignungsbegutachtungen. Ebenso
speichert das Kraftfahrt-Bundesamt Daten zu Fahrerlaubnisentziigen. Zur Ver-
meidung von zusitzlichen Datenerhebungen sollten die bereits bestehenden Da-
tenbanken sinnvoll erweitert werden und die Daten dann bundesweit und bundes-
einheitlich zur Verfiigung stehen.

7. welche Mafinahmen sie bislang ergriffen hat, um die Bevilkerung iiber die
geltenden Regelungen und Grenzwerte fiir das Fahren unter Cannabiseinfluss
aufzukldren,

8. ob sie die Auffassung teilt, dass eine gezielte landesweite Prdiventionskampagne
zum Thema Cannabis im Strafienverkehr sinnvoll wire;

Zu den Ziffern 7 und 8 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Mit dem Inkrafttreten des Konsumcannabisgesetzes wurden die rechtlichen Ande-
rungen im Stralenverkehrsgesetz und der Fahrererlaubnisverordnung unmittelbar
auf der Homepage der Verkehrssicherheitsaktion GIB ACHT IM VERKEHR ver-
offentlicht (www.gib-acht-im-verkehr.de).

Eine landesweite Praventionskampagne wird nicht nur als sinnvoll erachtet, son-
dern bereits umgesetzt. Die 2024/2025 von der Polizei Baden-Wiirttemberg bzw.
dem GIB ACHT-Partner Bund gegen Alkohol und Drogen (BADS) landesweit
ver6ffentlichten Social-Media-Clips ,,Gras auf den Platz* und ,,Rausch* thema-
tisieren Drogen im Straflenverkehr und zeigen mdgliche Risiken und Folgen des
Drogenkonsums auf. Diese sind auch auf der Homepage von GIB ACHT IM
VERKEHR abrufbar.

Dariiber hinaus wurde die Drogenprévention an Schulen fiir die Klassenstufen
sechs bis acht um das Modul ,,Drogen im Straenverkehr ergénzt und der landes-
weite Standardvortrag ,,NO GAME* fiir die Zielgruppe der jungen Fahrerinnen
und Fahrer mit Blick auf die neue Rechtslage und deren Folgen aktualisiert. Mit
dem Stationen-Modell ,,Fahr klar!*“ wurde 2026 fiir Schiilerinnen und Schiiler der
Klassenstufen acht bis zehn eine neue Praventionskampagne konzipiert, in deren
Mittelpunkt die frithzeitige und nachhaltige Sensibilisierung fiir die Risiken von
Alkohol- und Drogenkonsum im Stra3enverkehr steht.

9. welche Méglichkeiten sie sieht, Fahrschulen stdrker in die Aufkldrung iiber die
Gefahren und rechtlichen Konsequenzen des Fahrens unter Cannabiseinfluss
einzubeziehen;

Einschriankungen durch Drogen gehdren schon heute zu den Inhalten der Fahr-
schulausbildung. Die Landesregierung setzt sich fiir eine gute Ausbildung in
Theorie und Praxis ein. Dazu gehort auch, aktuelle Themen wie die Legalisie-
rung von Cannabis einzubeziehen. Die aktuellen Reformbestrebungen des Bun-
des mit dem Ziel, den Fahrerlaubniserwerb zu vergiinstigen, beinhalten auch,
den Theorieunterricht in seiner bisherigen Form nicht mehr weiterzufiihren. Ba-
den-Wiirttemberg bringt sich in diesem Verfahren mit dem Ziel ein, den Theorie-
unterricht weiter so aufzustellen, dass fiir die Verkehrssicherheit zentrale The-
men eine angemessene Rolle spielen.

Zusitzlich ist der Fahrlehrerverband Baden-Wiirttemberg (FLV BW) Partner der
Verkehrssicherheitsaktion GIB ACHT IM VERKEHR. Der FLV BW sowie die


http://www.gib-acht-im-verkehr.de
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Fahrschulen, die im Verband Mitglied sind, haben somit unter anderem auch Zu-
griff auf alle Informationen und Aktionen der GIB ACHT-Partnerorganisationen
im Kontext von Drogen im Stralenverkehr.

10. wie das Thema Cannabis im Strafienverkehr derzeit in der schulischen Sucht-
prdvention verankert ist und ob sie Handlungsbedarf fiir eine stirkere Ver-
ankerung sieht;

Cannabisprivention ist in Baden-Wiirttemberg in die schulische Suchtpriavention
und damit in die bestehenden Strukturen schulischer Pravention sowie Gesund-
heitsférderung eingebunden.

Laut der Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums {iber ,,Pravention und Ge-
sundheitsforderung im psychosozialen Bereich sowie Umgang mit Suchtgeféhr-
dung und Suchtmittelmissbrauch bei Schiilerinnen und Schiilern* zielt schulische
Priavention auf eine langfristige Starkung von Schutzfaktoren und Lebenskompe-
tenzen. Sie umfasst dabei auch MaBBnahmen, um Siichten vorzubeugen und sie zu
vermeiden.

Schulen steht in Baden-Wiirttemberg das Praventionsrahmenkonzept ,,stark.stér-
ker. WIR.“ zur Verfiigung, das hilft, unterschiedliche Praventionsmafnahmen auf-
einander abzustimmen und in das Schulcurriculum zu integrieren. Préventions-
beauftragte des Zentrums fiir Schulqualitdt und Lehrerbildung (ZSL) beraten und
begleiten Schulen insbesondere bei der Entwicklung ihrer Priaventionskonzepte
und bieten Fortbildungen zu bewihrten Praventionskonzepten und -programmen
an. Im Bereich der Suchtprdvention sind beispielsweise Angebote zur Cannabis-
pravention, zur Gesprachsfiihrung bei Risikokonsum sowie das Methodenset ,,Der
Griine Koffer verfligbar. Zudem unterstiitzt das ZSL Schulen bei der Einbindung
auBlerschulischer Fachstellen. Ziele schulischer Cannabisprévention sind, Schiile-
rinnen und Schiiler iiber Wirkungen und Risiken des Cannabiskonsums zu infor-
mieren, Risikoverhalten frithzeitig zu erkennen, den Konsumeinstieg mdoglichst
zu verhindern sowie Lebens-, Risiko- und Entscheidungskompetenzen zu stérken.

Im Unterricht allgemeinbildender Schulen ist das Themenfeld Pravention durch
die Leitperspektive ,,Priavention und Gesundheitsférderung® strukturell verankert.
Die Leitperspektive beinhaltet verbindliche Vorgaben, in deren Rahmen auch
Themen wie ,,Sucht und Abhédngigkeit” sowie ,,Sicherheit und Unfallschutz be-
handelt werden. Diese bieten Ankniipfungspunkte fiir das Thema ,,Cannabis im
Straflenverkehr”. Die Ausgestaltung und Einbindung in den Unterricht obliegt
den Schulen im Rahmen ihrer padagogischen Eigenverantwortung.

Handlungsbedarf hinsichtlich einer starkeren Verankerung des Themas ,,Cannabis
im Stralenverkehr” wird insbesondere vor dem Hintergrund bereits bestehender
Praventionskampagnen derzeit fiir den schulischen Bereich nicht gesehen.

11. welche weiteren MafSnahmen sie plant, um dem Anstieg von Cannabisfahrten
und damit verbundenen Verkehrsunfillen entgegenzuwirken.

Die Beamtinnen und Beamten der Polizei Baden-Wiirttemberg fiihren regelméBig
verdachtsunabhédngige wie auch situationsbezogene Verkehrskontrollen/GroB3kon-
trollen im Zusammenhang mit Drogen im StraBenverkehr durch, wobei die Uber-
priifung der Verkehrstauglichkeit in Bezug auf Cannabiskonsum einen Schwer-
punkt bildet. Dariiber hinaus beteiligt sich die Polizei Baden-Wiirttemberg an den
europdisch abgestimmten ROADPOL-Aktionswochen zum Thema Alkohol und
Drogen im Stralenverkehr.

Mit den benannten Initiativen werden Drogen im Straflenverkehr, wie beispiels-
weise Cannabis, bereits mehrfach thematisiert, wobei sicherlich weitere Praven-
tionskampagnen mit zumindest bedingtem Fokus auf die Verkehrstiichtigkeit im
Stralenverkehr folgen werden.
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Im Weiteren werden aktuelle Entwicklungen in der Wissenschaft verfolgt. Bei
geeigneten Innovationen werden diese in Bezug auf eine mogliche Integration bei
der Polizei Baden-Wiirttemberg bewertet. Mit weiterentwickelter Technik lésst
sich perspektivisch die Verkehrstauglichkeit noch besser iiberpriifen, weswegen
diese und andere Innovationen fortlaufend begleitet werden.

In Vertretung

Moser
Staatssekretir



	Landtag von Baden-Württemberg
	18. Wahlperiode
	Drucksache 18 / 439
	14.8.2026
	Antrag
	der Abg. Dr. Katrin Merkel und Dr. Michael Preusch u. a. CDU
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Europa
	Verkehrssicherheit schützen – Aufklärung und Prävention zu  Cannabis im Straßenverkehr stärken


